
NR. 1, MÄRZ 2019

> #KLIMAWAHL2019: FÜNF SITZE MACHEN DEN UNTERSCHIED SEITE    3

> STEUERREFORM: ALTER WEIN IN NEUEN SCHLÄUCHEN SEITE  6

> VOLKSINITIATIVE: FÜR MEHR BIODIVERSITÄT IM THURGAU SEITE  7

BULLETIN DER KANTONE SG, TG, GL UND GR 

OSTSCHWEIZ

OSTGRÜN

JUGEND IN BEWEGUNGDAS KLIMA BRINGT DIE



OSTGRÜN 01 / 201902

Katharinengasse 20, 9004 St.Gallen 
Tel. 071 245 80 08, medien@comedia-sg.ch

 

Die Genossenschafts-Buchhandlung mit dem 
besonderen Angebot und dem guten Service. 
Auch für Bibliotheken, Schulen, Institutionen.
 

www.comedia-sg.ch mit unseren Buch-,  
Comic/Manga-, WorldMusic- und Veranstaltungstipps  
und dem grossen Medienkatalog mit E-Shop!

für Küche, Haushalt, Bad, Garten, 
Kleiderschrank und Geschenksideen
Bahnhofstrasse 4 ·Weinfelden 
www.biosfair.ch

www.natur-konkret.ch

Im Einklang mit der Natur

®

Das tier- und naturfreundlichste 
Label der Schweiz

Guido Leutenegger

INNOVATIVE WEINE AUS DEM ST. GALLER RHEINTAL

Weingut Stegeler AG  |  Blumenstrasse 4  |  CH-9442 Berneck  |  071 744 27 09
wein@stegeler.ch  |  www.stegeler.ch

JETZT PROBIERPAKET IM SHOP
bestellen mit Code: 
#grün2019-fruehling

Ostermontag, 22. April 2019, 10:15 bis 15:45 Uhr
Internationaler Bodensee-Friedensweg von Konstanz nach 
Kreuzlingen. «Von der Rüstungsregion Bodensee zur Friedens-
region – JA zum UNO-Vertrag für ein Atomwaffenverbot! –
Stopp der Finanzierung von Waffen durch Schweizer Banken.» 

Das ganze Programm unter
www.bodensee-friedensweg.org

Markus Allemann Naturgärten GmbH

Planung, Ausführung und 
Unterhalt von Naturgärten

8577 Schönholzerswilen
Telefon 071 633 29 84
www.natur-gaerten.ch

steiniX

allemann_nov-15.indd   1 27.10.15   11:20



Liebe Grüne

Unserem Klima geht es schlecht. Die menschengemachte globale Erwärmung 

schreitet voran, die Folgen sind deutlich sicht- und spürbar. Doch noch immer 

bleiben die Parlamente grösstenteils untätig, wie z.B. der Nationalrat, der kein 

brauchbares CO2-Gesetz zustande brachte. Der Kanton Graubünden ist nicht mal 

in der Lage, das hervorragende Potenzial für Solarenergie zu nutzen. Und noch 

immer lassen sich auch prominente Stimmen vernehmen, die den Klimawandel 

anzweifeln und uns Panikmache vorwerfen. Ein Vorwurf? Im Gegenteil, eine  

Aufforderung! 

Machen wir Panik – denn sie ist notwendig. 
Wie Greta Thunberg sagt, «das Haus brennt»!

Es ist an der Zeit, tätig zu werden. Nicht kopflos, aber konsequent. Lassen wir  

uns nicht mehr vertrösten, von kurzfristigen, profit- und wachstumsorientierten 

Argumenten Sand in die Augen streuen. Packen wir es an. Auf allen Ebenen. 

Die Themen und die Kompetenz haben wir. Die Klimademos stärken uns den  

Rücken und weisen uns in ihrer Konsequenz den Weg. Null CO2-Emissionen bis 

2030, wie die Klimastreikenden es fordern. Oder bis 2050, wie es die Gletscher- 

initiative fordert. Hauptsache, wir legen jetzt los, machen Druck und uns unbe-

quem. Kandidieren wir und bringen uns, unsere Anliegen und unser Wissen  

überall dort ein, wo es etwas bewegen kann. Im Netz, auf der Strasse, in den  

Ratssälen und Amtsstuben. 

Denn unser Planet braucht uns. Und unsere Kinder und die kommenden Gene-

rationen, die Natur und die Umwelt. Der Lohn mag bescheiden sein, doch die  

Genugtuung gross, sich für das Richtige eingesetzt zu haben. Wir packen es!
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Wahlen 2019
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ZUR #KLIMAWAHL2019
DIE WAHLEN 2019 WERDEN
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Anlässlich der Wahlen in Schweden im 
letzten Herbst startete die Schülerin 
Greta Thunberg den Skolstrejk för kli-
matet (Schulstreik für das Klima), um 
gegen die unzureichende Klimapolitik 
ihres Landes zu protestieren. Inzwi-
schen sind ihr in Europa und der 
ganzen Welt hunderttausende Schü-
ler*innen gefolgt. Auch in der Schweiz 
gehen viele für einen konsequenten 
Klimaschutz auf die Strasse: Der Klima-
wandel wird auch hierzulande spürbar 
und immer mehr zur Bedrohung: Die 

durchschnittliche Temperatur in der 
Schweiz stieg letztes Jahr laut Angaben 
des Bundes auf den höchsten Wert seit 
Messbeginn vor 150 Jahren. Das Jahr 
2018 ist das vierte in kurzer Folge mit 
weit überdurchschnittlicher Tempera-
tur. Hitze und Dürre im Sommer 2018 
führten zu Wasserknappheit, Ernte-
ausfällen, Fischsterben. 

Rückschritt statt Fortschritt
Trotzdem ist in Sachen Klimaschutz 
noch immer Verzögerungstaktik 
angesagt, wie insbesondere die De-
batte zum neuen CO2-Gesetz deutlich 
gezeigt hat. Wer noch dachte, der 
Hitzesommer würde die rechtsbürger-
lichen Nationalrät*innen endlich dazu 
bewegen, beim CO2-Gesetzes in der 
Wintersession für griffige Klimaschutz-
massnahmen zu stimmen, hat weit ge-
fehlt. Der Nationalrat zerpflückte und 
verschlechterte den Gesetzesvorschlag 
des Bundesrats sogar noch weiter.
 
Während die Treibhausgasemissionen 
heute jedes Jahr rund 2 % zurückgehen, 
hätten sie mit dem neuen CO2-Gesetz 
jährlich nur noch um 1 % abgenommen. 
Dabei müsste die Reduktion durch-
schnittlich 4 % pro Jahr betragen, um 
die Pariser Klimaziele zu erreichen! 

Nur wenige Stimmen fehlten
Zusätzlich wurden aus dem CO2-Gesetz 
auch das Inlandziel sowie soziale und 
ökologische Anforderungen an interna-
tionale Zertifikate gestrichen. Doch es 
lohnt sich, die Abstimmungsergebnisse 
aus dem Nationalrat zum CO2-Gesetz 
genauer anzuschauen und die Konse-
quenzen daraus zu ziehen. Mit fünf 
zusätzlichen Sitzen hätten wir GRÜNE 
nämlich entscheidende Verbesserun-
gen durchsetzen können.

Wir müssen gewinnen
Es ist klar: Wir müssen die Wahlen im 
kommenden Herbst gewinnen. Nur so 
können wir ein CO2-Gesetz durchbrin-
gen, das den Klimaschutz substantiell 
voranbringt. Die eidgenössischen Wah-
len werden zur #Klimawahl2019.

Während sich die Schweiz auf internationalem Parkett gerne als eine der führenden 
Klimaschützer*innen darstellt, steht sie im inländischen Klimaschutz immer 

mehr auf die Bremse. Wir GRÜNE wollen und müssen das ändern.

04
Bastien Girod, Nationalrat ZH

➜	Inlandziel Reduktion CO2-Emissionen,  
 Erhöhung CO2-Abgabe: 95 Ja/97 Nein
➜	Massnahmen Finanzsektor: 70 Ja/123 Nein
➜	Ökologische/Soziale Anforderungen an  
 internationale Zertifikate für CO2-Kom- 
 pensation im Ausland: 94 Ja/99 Nein
➜	Auch 2030 noch fossile (Gas-)Heizung  
 bei Ersatz möglich: 70 Ja/122 Nein
➜ Flugticketabgabe: 88 Ja/93 Nein
➜ Senkung Anforderungen an Gaskraft- 
 werke: 93 Nein/95 Ja
➜	Strengere CO2-Grenzwerte für Fahr- 
 zeuge: 63 Ja/129 Nein
➜	Förderung Elektromobilität: 94 Ja/98 Nein
➜	Beitrag zur internationalen Klima 
 schutz-Finanzierung: 70 Ja/124 Nein

BEIM CO2-GESETZ

ABSTIMMUNGSRESULTATE



05OSTGRÜN 01 / 2019

STATT WENIGER LOHNSCHUTZ
STEUERN HARMONISIEREN

Rahmenabkommen
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Das gab es noch nie: Der Bundesrat lässt ein Rahmenabkommen mit der EU verhandeln und schickt 
es kommentarlos in die Konsultation und reicht so die heisse Kartoffel einfach weiter. Auch an uns 
GRÜNE. Wie gehen wir mit dieser Aufgabe um? Und wie halten wir’s mit Europa?

Ein erster Blick auf den Text und die Er-
läuterungen des Rahmenabkommens 
bringt Erstaunliches zutage. So akzep-

tiert die EU zum Bei-
spiel die Umsetzung 
der Alpeninitiative 
(40-Tonnen-Limite, 
Erhebung der leis-
tungsabhängigen 
Schwerverkehrsabga-

be) oder den Wunsch des Bundesrates, 
weiterhin hormonbelastetes Fleisch zu 
importieren (die EU macht das nicht). 

Korrekturen verlangt die EU dagegen 
beim Vollzug der flankierenden Schutz-
massnahmen für den Arbeitsmarkt 
oder bei der Überwachung von «staat-
lichen Beihilfen». Dazu gehören auch 
Steuerprivilegien für Firmenansiede-
lungen. Diese sind der EU ein berechtig-
ter Dorn im Auge. 

Ruinösen Steuerwettbewerb bremsen, 
Lohnschutz garantieren
Wir GRÜNE werden die Vernehmlas-
sungsfrist bis Ende März nutzen, um 
eine solide Haltung zum Rahmen-
abkommen zu entwickeln und viele 
offene Fragen zu klären. Dann ist der 
Bundesrat am Zug. 

Wir GRÜNE sind eine europäische Par-
tei. Gemeinsam mit den Europäischen 
Grünen («European Green Party») set-
zen wir uns für ein 
friedliches, soziales 
und ökologisches 
Europa mit starken 
Grund- und Men-
schenrechten ein. 
Über die Grenzen 
hinweg arbeiten wir intensiv zusam-
men. Mal treffen wir uns in Stuttgart, 
mal in Bern oder in Strassburg, um Lö-
sungen beim Klimaschutz oder bei der 
Kreislaufwirtschaft voranzubringen. 

Nachbarschaftliche Beziehung braucht 
verbindlichen Rahmen
Das Rahmenabkommen Schweiz-EU 
war bisher ein Projekt auf Regierungs- 
ebene. Die EU-Staaten fordern klare Re-
geln für die Bereinigung von Differen-
zen bei der Umsetzung der bilateralen 
Verträge. Wir GRÜNEN unterstützen 
dieses Anliegen. Die nachbarschaftli-
chen Beziehungen brauchen einen 
verbindlichen institutionellen Rahmen. 
Die Frage ist nur: Was alles wird der dy-
namischen Rechtsanpassung und dem 
neuen Schiedsgerichtsverfahren unter-
stellt? Und wo gibt es Ausnahmen für 
eigenständige Lösungen der Schweiz?

Schon heute zeichnet sich ab, dass 
die grossen Parteien das Abkommen 
neu verhandeln wollen. Das macht 
aus grüner Sicht nur mit folgendem 
Befreiungsschlag Sinn: Die Schweiz 
beharrt auf einem wirksamem Lohn-
schutz und bietet der EU im Gegenzug 
an, den ruinösen Steuerwettbewerb in 
der Schweiz zu bremsen. Das wäre ein 
grosser Schritt zu einem sozialen Euro-
pa, das auch den Rechtspopulisten die 
Stirn bieten kann. 

Detaillierte Informationen zum Abkommen 
mit der EU zu institutionellen Fragen:  
http://bit.ly/EU-Rahmenabkommen

Bild: Beim Fünfländertreffen der GRÜNEN 
2014  wurde das gemeinsame Engagement 
für eine nachhaltige Energiepolitik und den 
Schutz des Grundwassers rund um den Boden-
see diskutiert.

«Die Schweiz sollte 
anbieten, den ruinösen 

Steuerwettbewerb
zu bremsen.»

Regula Rytz, Nationalrätin und
Präsidentin GRÜNE Schweiz



Steuervorlage

OSTGRÜN 01 / 2019

Am 14. Februar 2017 lehnte die Stimm-
bevölkerung die Reform der Unter-
nehmenssteuern deutlich ab. 59 % 
sagten Nein zur Vorlage und damit 
Nein zu weiteren Entlastungen der 
Unternehmen, zu 
einer Verschiebung 
der Steuerlast auf 
die Bevölkerung und 
zum Anheizen des 
Steuerwettbewerbs. Es war ein wun-
derbarer Abstimmungssieg der GRÜ-
NEN und linken Kräfte in unserem Land 
gegen sämtliche bürgerlichen Parteien 
und Verbände. 

Und heute, zwei Jahre später? Das 
Resultat ist ernüchternd. Im Herbst 
hat das Parlament eine Steuervorlage 
verabschiedet, die gegenüber der ab-
gelehnten Vorlage nur wenige Verbes-

serungen bringt. Sie 
ersetzt alte Steuer-
privilegien lediglich 
durch neue. Berech-
nungen zeigen, dass 

die Steuerbelastung von privilegierten 
Unternehmen von heute 7,8 % auf nur 
9,3 % steigen würde. Möglich machen 
das die neuen Abzugsmöglichkeiten, 
welche die alten ersetzen.
 
Geld fehlt in allen Kassen
Auch der interkantonale Steuerwett-
bewerb wird mit der neuen Vorlage 
weiter angeheizt. Viele Kantone wollen 
nach der Abschaffung der Privilegien 
für Unternehmen mit Sonderstatus die 
Unternehmenssteuern weiter senken. 
Diesen Wettbewerb befeuert der Bund 
zusätzlich mit einer Finanzspritze: 
Die Kantone erhalten einen höheren 
Anteil der Bundessteuern und damit 
insgesamt eine Milliarde Franken. Das 
mag ein Kantonsbudget kurzfristig 
entlasten, doch mit den kantonalen 
Steuersenkungen bleibt am Schluss in 
allen Kassen weniger Geld. 

Für die GRÜNEN ist klar: Die Schweiz 
muss aus ihrem Steuerdumping-Kon-
zept für multinationale Konzerne 
aussteigen. Sie ist kein Opfer, sondern 
eine der grossen Lokomotiven der in-
ternationalen Steuerdumping-Politik 
zu Lasten der Bürger*innen. Und zu 
Lasten der Entwicklungsländer, denen 
durch die Steuerflucht der Konzerne 
jährlich Milliarden entgehen. Zudem 
kommt die Schweiz mit der Steuervor-
lage schon bald wieder unter Druck. 
Denn die internationalen Anstrengun-
gen gegen die Steuervermeidung der 
Grosskonzerne gehen weiter. Es ist 
Zeit, endlich reinen Tisch zu machen. 
Dank guter Standortqualität bleibt die 
Schweiz auch ohne Steuer-
dumping attraktiv für Unternehmen 
mit echter Wertschöpfung.  

Am 17. Januar reichen Grüne und Junge Grüne 
das Referendum ein. Bild: Benjamin Zumbühl

Nach dem gewonnenen Referendum zur USR III im Februar 2017 hat das 
Parlament eine neue Vorlage gezimmert. Sie ist genauso unverdaulich 

und deshalb braucht es erneut ein deutliches Nein. 

ANHEIZEN? NEIN DANKE!
STEUERWETTBEWERB WEITER

06

«Alte Steuerprivilegien 
werden lediglich durch 

neue ersetzt.»

Michael Töngi, Nationalrat LU

Auch bei der kantonalen Umsetzung der 
Steuerreform in St.Gallen wird ein Kuh-
handel betrieben. In der vom Kantonsrat 
beschlossenen Vorlage gibt es nun etwas 
mehr Familienzulagen und Prämienver-
billigungen. Beide Massnahmen können 
aber die sozialen Folgen der Steuersenkung 
niemals ausgleichen. Es wird der Teufel 
an die Wand gemalt, der Kanton könnte 
ohne Steuersenkung bis zu 40 Mio. CHF 
Steuersubstrat verlieren. Die Antwort von 
Regierung und Kantonsrat? Man schafft 
ein Loch im Staatshaushalt von über 150 
Mio.! Das kann nicht aufgehen. Einzig die 
Grünen waren dagegen.

UND IM KANTON ST.GALLEN?



Biodiversität

«BIODIVERSITÄT THURGAU»
VOLKSINITIATIVE
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«Genau deshalb braucht es die Initia-
tive», meint Toni Kappeler, Präsident 
von Pro Natura Thurgau. «Das Beispiel 

zeigt, dass die Bemü-
hungen auch Früchte 
tragen. Mit geschick-
ten Massnahmen 

kann die Artenvielfalt nachweislich 
verbessert werden». 

Die Artenvielfalt fördern
Die Initiative fordert deshalb mehr 
Geld für die Aufwertung von Schutz- 
gebieten, Vergrösserung von Wald- 
reservaten, Projekte zu besseren Ver-
netzung wie eine Wildtierbrücke über 
die Autobahn A1 oder Kleintierdurch-
lässe, Förderung von Trockenwiesen 
und -weiden, Natur im Siedlungsraum, 
Aufwertung von besonnten Böschun-
gen an Bahndämmen usw. Und generell 
die Förderung von national prioritären 
Arten wie z.B. das Bodensee-Vergiss-
meinnicht, der Eisvogel, Hase, Wiesel, 
Amphibien, Reptilien, Äschen und di-
verse Insektenarten.

Warum haben die Grünen nicht einen 
Vorstoss im Kantonsrat gemacht? Kap-
peler traut der Bevölkerung klar mehr 
Sensibilität zu als den bürgerlich domi-
nierten Parlamenten: «Ein schönes Bei-

KEG. Um die Biodiversität steht es 
im Kanton Thurgau wie in der ganzen 
Schweiz schlecht. Augenfällig ist der 
Verlust an Insekten. 
Gemäss einer deut-
schen Studie gingen 
während den letzten 
27 Jahren mehr als 75 % der Flugin-
sekten verloren. Betroffen sind alle 
Gattungen. 

Ökosysteme sind gefährdet
Der dramatische Rückgang von blüten-
bestäubenden Insekten gefährdet di-
rekt eine wichtige Ökosystemleistung. 
Es zeigt sich auch ein Rückgang der 
Artenvielfalt bei den Vögeln. Insekten-
fressende Arten fehlen zunehmend. 
Auf das Ausbleiben von Insekten folgt 
das Fehlen der Vögel – der stumme 
Frühling. Bezeichnend: Einzelne erfolg-
reiche Arten wie der Mittelspecht ist 
ein Waldbewohner. 

Es gibt aber auch Erfolgsmeldungen: 
Die Thurgauer Zeitung berichtet im 
Herbst 2018, dass der Rückgang bei 
Schmetterlingen, Brutvögeln und 
Pflanzenarten gestoppt werden 
konnte. Leicht verbessert hat sich der 
Zustand in den Waldreservaten und in 
den Vernetzungsgebieten. 

spiel liefert die gegenwärtige Klimadis-
kussion: Der Nationalrat lehnt bei der 
Revision des CO2-Gesetzes sowohl eine 
CO2-Abgabe auf Flugtickets wie auch 
verbindliche Massnahmen im Inland 
ab. In den Schweizer Städten demons-
trieren nun zehntausende Menschen 
aus Sorge um unseren Planeten für 
Klimamassnahmen.»

 
Biodiversität am Hüttwilersee.  
Bild: Andreas Bally

Die Grünen lancieren zusammen mit Umweltverbänden und weiteren Parteien die Volksinitiative 
«Biodiversität Thurgau». Sie fordert eine kantonale Biodiversitätsstrategie und eine Verdoppelung 
der finanziellen Mittel für Naturschutzmassnahmen.

«In den letzten 27 Jahren 
gingen über 75 % der 

Fluginsekten verloren.»

Die Initiative «Biodiversität Thurgau» wird 
am 3. Mai 2019 lanciert und verlangt die 
Verankerung der Biodiversität im Gesetz, 
die Erarbeitung einer kantonalen Biodi-
versitätsstrategie und die Erhöhung der 
finanziellen Mittel um 3 bis 5 Mio. Franken 
pro Jahr. Nebst den Grünen sind Birdlife, 
CVP, EVP, Fischereiverband, GLP, Kommis-
sion Kirche und Umwelt der kath. Landes-
kirche, Pro Natura und der WWF Partner 
der Initiative. Weitere Infos: 
www.biodiversitaet-thurgau.ch
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Kanton St.Gallen
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Der letzte Sommer war einer der trockensten seit Messbeginn. Pflanzen vertrockneten, Bäume verloren 
ihr Laub, Fische starben in immer wärmeren Gewässern, Bauern mussten ihre Tiere notschlachten. 

Kantonsrat Meinrad Gschwend wollte wissen, was die St.Galler Regierung zu tun gedenkt. 

➜	Ist die Regierung nach den Erfahrun-
gen dieses Sommers bereit, die Vermin-
derung des Ausstosses von Treibhaus-
gasen (Dekarbonisierung) ernsthaft 

voranzutreiben, um 
damit auch bei den 
Ursachen des Klima-
wandels anzusetzen?

Die Fragen wurden 
im September ein-

gereicht und die Antworten zu Beginn 
dieses Jahres vorgelegt. Leider sind sie 
abolut unbefriedigend und widerspie-
geln die aktuelle Situation. 

Problemverständnis fehlt
Rein punktuell – wenn es wirklich nicht 
anders geht und wenn es nicht «weh» 
tut – wurde gehandelt: Feuerungs-
verbote, Wassertransporte auf einige 
Alpen, Ausfischen von Bächen, Emp-
fehlung der Förster, andere Baumarten 
anzupflanzen oder auch das Einsam-
meln toter Fische. Das alles in Ehren, 
aber es hat nichts zu tun mit einer ak-
tiven und vorausschauenden Antwort 
auf eine der grössten Herausforderung 
der Menschheit und damit auch des 
Kantons St.Gallen. Die Antworten zei-
gen, dass man sich der Problemstellung 
kaum bewusst ist. 

Es ist davon auszugehen, dass solche 
Sommer wegen des weiterhin hohen 
Ausstosses von Treibhausgasen in die 
Atmosphäre künftig gar nicht mehr 
so aussergewöhnlich 
sein werden. Das 
bewog Kantonsrat 
Meinrad Gschwend, 
der Regierung in einer 
Interpellation auf den 
Zahn zu fühlen. Was 
hat St.Gallen gegen den Klimawandel 
genau gemacht? Hat die Regierung 
überhaupt einen Überblick über das 
Ausmass der Schäden? Entscheidend 
sind zwei Fragen:

➜	Hat die Regierung aus den Erfahrun-
gen dieses Sommers Schlüsse gezogen, 
um in Zukunft auf ähnliche oder noch 
stärkere Hitzewellen besser reagieren 
zu können? 

Es darf halt nichts kosten
Einen deutlichen Hinweis auf das man-
gelnde Verständnis für die Dringlich-
keit liefert der Blick auf die kantonale 
«Schwerpunktplanung 2017 – 2027». 
Anpassungen an die Klimakrise sind 
nicht vorgesehen. Für eine Umsetzung 
der ohnehin schon dürftigen Massnah-
men aus der Schwerpunktplanung will 
die Regierung beim Kantonsrat auch 
keine zusätzlichen finanziellen Mittel 
beantragen. 

Die Holzwege meiden
Wenn die Regierung meint, das reiche 
aus, dann ist sie auf dem Holzweg und 
nimmt ihre Verantwortung zur Bewälti-
gung der Klimakrise nicht wahr. Darum 
braucht es vermehrt Druck aus dem 
Parlament und vor allem auch von den 
jungen Menschen auf der Strasse. 

Es braucht auf allen Ebenen des Staa-
tes genügend Einzelpersonen, die ihre 
Klimaverantwortung übernehmen. 
Dazu gehört selbstverständlich nicht 
nur das politische Engagement, son-
dern auch die eigene gute Klima-Tat.

VERANTWORTUNG ÜBERNEHMEN!
NACH DEM HITZESOMMER 2018

«Das Einsammeln 
toter Fische ist 

keine Klimaschutz- 
massnahme.»

Die GRÜNEN organisieren zur Unter-
stützung der Gletscher-Initiative eine 
Gruppe von 500 Klima-Aktivist*innen, 
welche sich aktiv an Sammelaktionen 
beteiligen und auch weitere Aktionen 
für eine verantwortungsvolle Klimapo-
litik unterstützen.
www.gruene.ch

DIE GLETSCHER-INITIATIVE



OSTGRÜN 01 / 2019 09

Kanton Glarus

HANDELT ER KLIMAKLUG?
KANTON GLARUS:

der Klimaveränderung vorbereitet, 
schreibt die Regierung des Kantons 
Glarus in ihrer Legislaturplanung 2019-

2023: Nur suche ich 
die geplanten Umset-
zungsmassnahmen 
dazu vergeblich. 

Auch dem Budgetposten «Klimaan-
passungen» fehlen einige Nullen. Wir 
verschieben die Kosten auf die nächs-
ten Generationen. Sie kann noch nicht 
wählen. Zum Glück geht nun dank 
den europaweiten Klimastreiks dieser 
Noch-nicht-Wähler ein Ruck durch die 
Medienlandschaft und Bevölkerung. 
Vielleicht kommt er auch bei den akti-
ven Mitte-PolitikerInnen in der Schweiz 
und in den kantonalen Regierungen an. 

Nicht weiter zuwarten
Für wirksame Massnahmen aus der 
Politik braucht es aber nicht nur einen 
Ruck, es braucht mindestens ein Erdbe-
ben. Nur ein paar Sitzverschiebungen 
im Nationalrat reichen bei Weitem 
nicht aus. 

Die schwedische Klimaaktivistin Greta 
Thunberg sagt, «Es brennt». Greta hat 
mit ihrer hartnäckigen, konsequenten 
Art das Feuer bei Hunderttausenden 

Kurzfristig hatten eine Hand voll Glar-
nerInnen zur Klimademo aufgerufen. 
Trotz Sportferien kamen ca. 150 Per-
sonen, zum Teil mit 
Transparenten und 
unmissverständli-
chen Botschaften 
an Politik und Gesellschaft: «Für unser 
Recht auf Zukunft – JETZT» stand auf 
dem Transparent einer Gruppe junger 
Studentinnen neben mir. Daneben 
hält ein gross gewachsener Mann 
einen grauen Karton in die Höhe mit 
dem Text: «dieses Plakat ist genauso 
schäbig wie unsere Klimapolitik». Eine 
weitere Gruppe fordert in farbigen 
Buchstaben «System change, not cli-
mate change». 

Systemwechsel auch im Glarnerland?
Als Grüne Politikerin frage ich mich 
natürlich sofort, wie kommen auch wir 
im Glarnerland zu diesem Systemwech-
sel? Ein Blick auf die Klimaforschung 
macht klar: die Zeit drängt wirklich! 
Wir brauchen heute und nicht erst 
morgen Umsetzungsschritte für einen 
konsequenten Klimaschutz, und zwar 
grosse und verbindliche! Das können 
wir nur gemeinsam schaffen. Der politi-
sche Auftrag ist klar: Der Kanton Glarus 
ist besser auf relevante Auswirkungen 

von Jugendlichen in vielen Ländern ent-
facht. Hoffen wir, dass dieses Engage-
ment den «Change» in letzter Minute 
noch bringt und auch bei vielen ande-
ren Müttern von noch nicht stimmbe-
rechtigten Kindern Energien für den 
Kampf gegen die Klimakrise freisetzt. 
Denn die zukünftigen Generationen be-
trifft das konsequente Nicht-Handeln 
gegen den CO2-Ausstoss am meisten.

Jung und Alt gegen die Krimakrise
Die Klimakrise muss alle bewegen, Jung 
und Alt: Warten wir tatenlos auf die 
versprochenen Massnahmen wie etwa 
jene der Glarner Regierung, oder bis 
sich die Mehrheit der PolitikerInnen 
endlich bewegt: Das dauert viel zu 
lange! Handeln wir jetzt klimaklug für 
unser gemeinsames Recht auf Zukunft!

Das war auch die Frage an der Klimademo am Samstag 2. Februar in Glarus, der kleinsten 
Hauptstadt der Schweiz. Jung und Alt sammelten Umsetzungsideen für eine konsequentere 
Klimapolitik nach der Kundgebung auf dem Ratshausplatz, schreibt Landrätin Priska Müller Wahl.

«Für unser Recht auf 
Zukunft – JETZT.»

©
: A

nd
er

s 
H

el
lb

er
g



Graubünden

10 OSTGRÜN 01 / 2019

Mit dem Aufkommen der Globalisierungskritik Ende der 1990er Jahre und den folgenden
Grosskundgebungen gelangte auch das Jahrestreffen des Weltwirtschaftsforums  
WEF in Davos in den Fokus der GlobalisierungsgegnerInnen. 

Demowilligen die Anreise nach Davos 
verwehrt, was regelmässig dazu führte, 
dass sich die Wut der Protestierenden 
nach deren Rückkehr in Zürich, Basel 
oder Bern entlud.

Das Oltner Bündnis
Im Jahr 2002 formierte sich das «Oltner 
Bündnis», breit abgestützt von politi-
schen Parteien und Gewerkschaften. 
Mit dabei die grüne 
St.Galler Nationalrä-
tin Pia Hollenstein. 
Es entstand die Hoff-
nung, wirklich etwas 
bewegen zu können. 
Aufgrund der Erfahrungen wurde das 
polizeilich-militärische Sicherheitsdis-
positiv verdichtet und das so genannte 
«Vehgatter» in Fideris im Prättigau 
errichtet: Anreisende wurden systema-
tisch durchgeschleust, kontrolliert und 
auch schikaniert.

An diesem Vehgatter zerbrach schliess-
lich das Oltner Bündnis: Umstritten 
war, ob Kontrollen im Umfeld politi-
scher Aktionen überhaupt akzeptabel 
seien. So schafften es auch zu den 
«besten» Demozeiten kaum mehr 
als 1000 Leute an die Demo in Davos. 
2004 wurde die Kundgebung nach 

Es gab schon früher kleinere Kundge-
bungen wie z.B. den Exiltibeter, wenn 
zu kritisierende Staatsoberhäupter in 
der Alpenstadt zu Gast waren. Zu den 
ersten grösseren Kundgebungen rief 
um die Jahrtausendwende aber erst die 
«Anti-WTO-Koordination» auf. Mehrere 
hundert bis gegen 1000 AktivistInnen 
pilgerten damals ohne Bewilligung 
nach Davos. Die Polizei stoppte jeweils 
die Demozüge am Ortseingang beim 
Versuch, auf der Davoser Promenade 
zum Kongresszentrum vorzudringen. 
Aber schon damals wurde zahlreichen 

Chur verlegt, um der Abriegelung zu 
entgehen. Prompt kam es im Bahnhof 
Landquart zu chaotischen Zuständen 
mit stundenlanger Einkesselung bei 
eisiger Kälte.

Grüne sorgen für Davoser Gastrecht
In den folgenden Jahren fanden sich 
keine «auswärtigen» Organisatoren für 
WEF-Kundgebungen mehr. Für die ört-

lichen Grünen gilt die 
Davoser Gastfreund-
schaft aber auch für 
WEF-KritikerInnen. 
So organisierten sie 
die Bewilligungen und 

luden zur Demo. An den zeitweise auch 
von den JUSO getragenen Kundgebun-
gen versammelten sich um die 100 aus-
wärtige AktivistInnen, aber auch ein 
hartgesottener Kern Einheimischer. 

Ab 2015 wurde nur noch eine Platz-De-
mo bewilligt. Die Besuchsankündigung 
von Donald Trump in den Jahren 2018 
und 2019 versprachen leichte Mobili-
sierung. Prompt übernahmen die SP 
Graubünden mit der JUSO den Lead. 
Nachdem im 2018 die Kundgebung 
wegen «zu viel Schnee» nicht bewilligt 
wurde, fanden im 2019 um die 100 Per-
sonen wieder den Weg nach Davos.

ANTI-WEF IN DAVOS
RÜCKBLICK AUF 20 JAHRE

«Die Bilanz nach 
20 Jahren WEF-Protest 

ist ernüchternd.»
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ordnung, der globalen Ausbeutung der 
Arbeiterschaft, der Zerstörung der Na-
tur und Verletzung der Menschenrech-
te werden immer auch zweifelhafte 
Gäste angeprangert. 
Dieses Jahr war es 
beispielsweise der 
brasilianische Präsi-
dent Bolsonaro.

Das WEF hat sich durch die Kundge-
bungen weder abschaffen noch vertrei-
ben lassen. Die Strategie der Behörden 
wird weiterhin sein, eine Grosskundge-
bung in Davos zu verhindern. Auch im 
Bewusstsein, dass dies den Anlass emp-
findlich stören könnte. Das WEF sorgt 
schon ohne Demo für so viel Chaos: 
Die Strassen sind zeitweise völlig von 
Limousinen blockiert. 

Die Präsenz vor Ort bleibt wichtig
Die WEF- bzw. Globalsierungskritike-
rInnen haben mittlerweile alternative 
Veranstaltungen entwickelt. So findet 
«Das andere Davos» jedes Jahr in Zü-
rich statt. In zahlreichen Schweizer 
Städten werden weiterhin dezentrale 
Anti-WEF-Demos durchgeführt. 

Dennoch ist es wünschenswert, dass 
auch vor Ort in Davos jedes Jahr eine 

Bilanz nach 20 Jahren WEF-Protest
Die Bilanz nach 20 Jahren Protest ge-
gen das WEF ist ernüchternd. Die Si-
cherheitsmassnahmen wurden ständig 
ausgebaut und kosten die Steuerzah-
lenden immer mehr. Das Chaos auf den 
Strassen, der Gestank und die Abzocke 
nahmen ebenfalls weiter zu. 

Obwohl Davos zu WEF-Zeiten einem 
Kriegsgebiet im Belagerungszustand 
gleicht, haben sich 2018 zwei Drit-
tel der Davoser Bevölkerung für die 
Ausrichtung der Sicherheitskosten 
ausgesprochen. Bekennende WEF-Kri-
tikerInnen werden weiterhin offen 
angefeindet. Dem WEF aber gelang es, 
die durch die globalisierungskritische 
Bewegung hervorgerufene Aufmerk-
samkeit geschickt zur sorgsam orchest-
rierten Selbstinszenierung zu nutzen.

Wie weiter mit dem WEF-Protest?
Aber auch Demo-OrganisatorInnen 
profitieren von der grossen Medienprä-
senz. Oft sind mehr Medienschaffende 
anwesend als Demonstrierende. Nir-
gends sonst erreichen Klein-Kundge-
bungen soviel Aufmerksamkeit.
Inhaltlich war der WEF-Protest seit 
jeher pluralistisch geprägt. Nebst der 
Kritik an der neoliberalen Wirtschafts-

Kundgebung stattfindet, damit auch 
die lokale Bevölkerung ihrem Unmut 
Luft machen kann. Das diesjährige 
Motto «system change statt climate 

change» kam auch 
bei DavoserInnen 
gut an. 

Es muss sich aber 
noch zeigen, ob die 

aktuelle Dynamik der Klimaproteste 
anhält und sich in den kommenden 
Jahren wie bei der Globalsierungskritik 
als breite Bewegung mobilisieren kann. 
Vielleicht bringt das Klima auch in Da-
vos wieder mehr Leute auf die Strasse. 
 
Bilder: Alexander Hedinger

«Heute profitiert 
das WEF vom 

medialen Hype zur 
Selbstinszenierung.»
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ANTI-WEF IN DAVOS
RÜCKBLICK AUF 20 JAHRE

Rolf Marugg, Vorstand VERDA/GRÜNE 
Graubünden, Alt-Landrat (Davos)
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Die «Gaiserbahn» erregt nicht  zum ersten Mal die Gemüter. Allerdings kamen die 
Schreckensnachrichten bis anhin meistens aus Bern. Diesmal aber preschen die Kantone

 St.Gallen und Appenzell Ausserhoden mit möglichen Schliessungsszenarien vor.

umso tiefer die Frequenz. Bei beiden 
Fahrplanwechseln der letzten Jahre 
wurden die Anschlüsse in Gais für 
Reisende aus Altstätten massiv ver-
schlechtert. 

Mit dem Fahrplan-
wechsel 2013 verlän-
gerte sich die Fahrt 
von Altstätten nach 

St.Gallen um elf Minuten, eine Verlän-
gerung von 21 %! Damit wurde die kür-
zeste OeV-Linie zwischen dem Rheintal 
und der Stadt St. Gallen für Pendler 
definitiv unattraktiv. 

Anschlüsse verbessern
Wer hoffte, mit dem im Dezember 
2018 in Kraft getretenen Fahrplan 
würde es wieder besser, wurde herb 
enttäuscht. Die Fahrt dauert noch län-
ger. Kommt dazu, dass es neu keinen 
Anschluss mehr gibt auf  den morgend-
lichen Schnellzug. Oder dass der Zug 
in Altstätten-Stadt ankommt, wenn 
der Heerbrugger Bus zwei Minuten 
vorher abgefahren ist. Verschlech-
terungen noch und noch. Fahrpläne 
auszuarbeiten ist eine anspruchsvolle 
Aufgabe. Ebenso klar ist, dass die Fahr-
plangestalter auf die Bedürfnisse der 
Bestellerkantone, der Regionen und 

Unter anderem war es im Jahr 2007 
der damalige Finanzminister Merz, 
der Spar- bzw. Schliessungspläne «bei 
schlecht frequentierten Bahnlinien» 
bekanntgab. Auch die Strecke Alt-
stätten-Gais war auf 
dieser Liste, die dann 
glücklicherweise in 
einer tiefen Schublade 
versenkt wurde.

Fahrplan wurde verschlechtert
Aktuell kommen die schlechten Nach-
richten nicht aus Bern, sondern aus 
den Standortgemeinden St.Gallen und 
Appenzell Ausserrhoden. Vorauseilen-
der Gehorsam oder ein Test, wie die 
Bevölkerung auf eine Schliessung 
wohl reagieren würde? Noch wissen 
wir es nicht. Auf jeden Fall wirken die 
Verlautbarungen der beiden Volks-
wirtschafts-Departemente ziemlich 
nebulös. Das lässt aufhorchen. 
 
Es stimmt, dass die Benutzerzahlen 
besser sein könnten. Es stellt sich die 
Frage, warum sie auf der Strecke Alt-
stätten-Gais nicht im gleichen Mass 
anstiegen wie bei andern OeV-Verbin-
dungen. Eine Erklärung liefert der Fahr-
plan. Es ist eine Tatsache: je schlechter 
der Fahrplan, je länger die Wartezeiten, 

mitfinanzierenden Gemeinden Rück-
sicht nehmen. Nur müssen diese ihre 
Bedürfnisse auch tatsächlich kundtun, 
was offenbar bezüglich Altstätten-Gais 
nicht gemacht wurde. Eine verpasste 
Chance.

Wenn nun alle am gleichen Strick 
ziehen und sich für gute Anschlüsse 
in Gais nach St.Gallen und Appenzell 
einsetzen, wird eine Voraussetzung 
geschaffen werden für das Weiter-
bestehen der Bahn. Und es gilt den 
Grundsatz zu beherzigen  «Wer Bahn 
will, muss auch Zug fahren.» Wer die 
Gaiserbahn  erhalten will, sowieso. Es 
lohnt sich,  denn die Bahnstecke Alt-
stätten-Gais gehört zu den eindrucks-
vollsten der Ostschweiz.

ANSCHLUSS NICHT VERPASSEN!
ALTSTÄTTEN-GAIS-ST.GALLEN:

«Wer Bahn will, 
muss auch Zug fahren.»

Meinrad Gschwend, 
Kantonsrat Altstätten
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Der neue Verda-Präsident ist 36 Jahre 
alt und Vater zweier Kinder, die er zu 
50% betreut. Er hat einen Bachelor in 
Umweltnaturwissenschaften sowie 
einen Master in Umweltingenieur-
wesen ETH und ist Fachmann für 
Konflikttransformation. Lebendige 
Gewässerökosysteme und der Schutz 
vor Naturgefahren sind denn auch 
zwei seiner Herzensanliegen. Kleinräu-
mige, zirkuläre Wirtschaftssysteme 
interessieren ihn ebenfalls sehr. In 
Graubünden als Bergkanton zeigen 
sich die Herausforderungen durch den 
Klimawandel besonders. 

Gründung Junge Grüne Graubünden
Die Jungen Grünen Graubünden sind 
eine Gruppe grüner und motivierter 
Menschen mit aktuell 20 Mitgliedern, 
die nicht einfach zusehen, sondern 
handeln wollen. Das erste Treffen war 
Mitte November 2018, die offizielle 
Gründung  fand im Januar im Kultur-

Am 28. Februar veranstalteten die 
GRÜNEN in Zürich eine Debatte über 
die Bedeutung Europas und der gren-
züberschreitenden Zusammenarbeit. 
Mit dabei waren der St.Galler Stän-
deratskandidat Patrick Ziltener und 
Stadtparlamentarierin Franziska Ryser. 

Der Anlass bot Gelegenheit zur grenz-
überschreitenden Vernetzung zwi-
schen Schweizer Grünen und den nörd-
lichen Nachbarn. Beispielsweise mit 
Katharina Schulze, die sich im Oktober 
in ihrem Münchner Wahlkreis fast 35% 
der Stimmen und damit ein Direktman-
dat in den Bayerischen Landtag holte.

Katharina Schulze, Patrick Ziltener und  
Franziska Ryser (Bild: Brigitte Marti).

Neuer Präsident VERDA / GRÜNE GR
An der Mitgliederversammlung vom 
30. Januar 2019 haben Verda, wie die 
Bündner Grünen heissen, Nicolas Zogg 
zum neuen Präsidenten gewählt. Die 
letzten Jahre wurde Verda ohne Präsidi-
um von den Vorstandsmitgliedern Rolf 
Marugg, Anita Mazzetta und Kaspar 
Schuler geführt. Zogg freut sich sehr, 
den Verein mit dem bisherigen Vor-
stand in das Wahljahr zu führen. An der 
Mietgliederversammlung wurde auch 
beschlossen, für die Nationalratswah-
len anzutreten und einen Listenplatz 
den neu gegründeten Jungen Grünen 
Graubünden zu überlassen.

Jedes Jahr am Ostermontag treffen sich am Bodensee mehr als 1000 junge und 
alte Menschen, denen der Frieden ein besonderes Anliegen ist. Und jedes Jahr an 
einem anderen Ort. Regelmässig sprechen beim Bodensee-Friedensweg bekannte 
Persönlichkeiten zu einem aktuellen Thema. Zum grössten Ostermarsch in der 
Bodensee-Region laden rund 100 Organisationen aus drei Anrainerländern ein. 
www.bodensee-friedensweg.org

IST NICHT SELBSTVERSTÄNDLICH
FRIEDEN IN EUROPA UND DER WELT

haus in Chur statt. Seither hat sich die 
Gruppe aktiv für die Zersiedelungsin-
itiative eingesetzt. Sie möchten sich 
hauptsächlich für Toleranz und Offen-
heit, gegen das WEF und für die Um-
welt und das Klima einsetzen. Es gibt 
aber noch viele weitere Themen, die für 
die Jungen Grünen Graubündens rele-
vant sind. Das Klima ist aber eines ihrer 
grössten Anliegen. Mit dabei waren sie 
natürlich am Klimastreik am 19. Januar 
in Chur auf dem Alexanderplatz und an 
der Klimademo in Chur. 

Die meisten waren vor ihrem Eintritt in 
die Jungen Grünen Graubünden noch 
nie politisch aktiv. Ein grosses Projekt 
werden die Nationalratswahlen im 
Herbst sein. Eines ihrer Mitglieder wird 
auf der Liste der Verda Graubünden 
kandidieren. 

Das Co-Präsidium wird von Isabelle An-
rig und Maximilian Christen geleitet.

UND GERECHTES EUROPA
FÜR EIN GRÜNES, SOZIALES



WÄRMT DAS GRÜNE HERZ
DAS POLITISCHE KLIMA

JUNGEN GRÜNEN TG
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KEG: Die Nationalrätin und grüne 
Parteipräsidentin Regula Rytz ist nach 
Frauenfeld gefahren, um die Thurgauer 
Grünen an ihrer Jahrespressekonferenz 
zu unterstützen. 

Mit drei Listen in die NR-Wahlen
Die Grünen Thurgau treten mit drei 
Listen zu den eidgenössischen Wahlen 
im Herbst an, auf jeder mit drei Frauen 
und drei Männern. Regula Rytz dazu: 
«Wir hoffen, dass wir wieder auf eine 
Stimme aus dem Thurgau zählen dür-
fen». Zuerst aber wollen die Grünen in 
den Stadtparlamenten die Sitzzahl von 
fünf auf zehn verdoppeln.

Kantonales Energiegesetz
Die Grünen unterstützen grundsätz-
lich das kantonale Gesetz über die 
Energienutzung und verlangen, dass 

die regierungsrätliche Vorlage noch 
klimafreundlicher ausfällt. Wenn in 
Zukunft Öl- und Gasheizungen ersetzt 
werden, sollen diese auf erneuerbare 
Energieträger umgestellt werden. 

Schädlicher Steuerwettbewerb
Die Grünen kritisieren den interkan-
tonalen Steuerwettbewerb, bei dem 
auch der Kanton Thurgau mitmachen 
will. Der Regierungsrat schlägt eine 
Steuersenkung für Unternehmen von 
16.4 auf 13.4% Prozent vor, obwohl 
auch die Thurgauer 2016 die Unterneh-
menssteuerreform wuchtig abgelehnt 
haben. Die Steuerausfälle müssen 
die privaten Steuerzahler berappen. 
Oder  aber es muss weiter bei Bildung, 
bei Kultur oder Infrastruktur gespart 
werden. Die Grünen werden dafür 
kämpfen, dass die Steuern nur so weit 

 
Didi Feuerle ist mit der besten Stim-
menzahl aller Kandierenden neuer 
Arboner Stadtrat. Im 30-köpfigen Par-
lament konnten die Grünen erstmalig 
mit Heidi Heine und Cornelia Wetzel 
zwei Sitze erringen. Mit dem besten 
Resultat der Neugewählten sitzt 
Sandra Reinhard neu in der Amriswiler 
Stadtregierung. Und auch zum ersten 
Mal nimmt mit Mathis Müller ein Grü-
ner im Gemeinderat von Pfyn Einsitz. 
Kantonsweit haben die Grünen um 
einen auf drei Exekutiv-Sitze zugelegt.

HERZLICHE GRATULATION!

ERFOLGE IM OBERTHURGAU
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gesenkt werden, wie zusätzliches Geld 
aus Bundesbern kommt.

Bild: Zusammen einstehen für den grünen 
Aufschwung: Simon Vogel, Didi Feuerle,  
Regula Rytz, Kurt Egger und Sandra Reinhart.

Viel Schub geben neben den «Alten» auch die Jungen: 
Am 23. Februar wurden die Jungen Grünen Thurgau 
gegründet. «Wir sind bereit, den Thurgau ökologischer 
und sozialer zu machen», verspricht der Präsident 
Simon Vogel. Der erste Härtetest steht bereits Ende 
März an: Gleich fünf Junge Grüne kandidieren für das 
Frauenfelder Stadtparlament.

Bild: Der Vorstand der Jungen Grünen TG mit Simon Vogel, 
Sarah Lüthold, Ece Bozok, Yael Langenegger, Raphael Zingg, 
Leana Erni, Naomi Brot (v.l.n.r.)
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Silvia Kündig-Schlumpf trat per Ende 
Februar-Session aus dem St.Galler Kan-
tonsat zurück. Mit viel Engagement 
und Fachwissen sass die Grüne aus 
dem Wahlkreis See-Gaster während 15 
Jahren im Rat. Die Schulische Heilpäda-
gogin aus Rapperswil-Jona verteidigte 
dabei immer sehr beharrlich die grünen 
Positionen und reichte zahlreiche Vor-
stösse ein. Ihre Themen waren Bildung, 
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Soziales und Umwelt. Darüber hinaus 
war Silvia auch in der Lokalpolitik prä-
sent und gab unzählige Male klare und 
prononcierte Stellungnahmen zu allen 
lokal- und regionalpolitischen Themen 
ab. Herzlichen Dank, liebe Silvia, für 
Deinen Einsatz! 

Ihren Nachfolger Marco Fäh stellen wir 
in der nächsten Ausgabe vor.

DANKE FÜR 15 JAHRE ENGAGEMENT!
SILVIA KÜNDIG-SCHLUMPF:
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Details siehe Webseiten Kantonalparteien. 
 
Glarus 
www.gruene-gl.ch
		Mittwoch, 3.4. 19:00 Uhr HV 2019 im
  Gemeinschaftshaus Ennenda
		Montag, 29.4. 19:00 Uhr Parolenfassung  
  Eidg. Abst. 15.5. im Rest. Stadthof, Glarus
		Samstag, 4.5. 08:00 bis 16:00 Uhr Stand- 
  aktion Landsgemeinde Flohmarkt, Glarus  
  ehem. Bamert
		Sonntag, 5.5. Landsgemeinde Glarus
		Donnerstag 16.5. 18:30 Uhr Sitzung Grüne  
  Frauen Glarus, Haglen 4, Glarus
		Montag, 29.4. 19:00 Uhr Parolenfassung  
  Eidg. Abst. 15.5. im Rest. Stadthof, Glarus
		Freitag, 14.5. 19:30 Uhr GV Glarus Nord,  
  Lintharena SGU
		Freitag, 14.6. 19:30 Uhr GV Glarus,  
  Schützenhaus Glarus
		Freitag, 21.6. 19:30 Uhr GV Glarus Süd,  
  Schwanden

St.Gallen 
www.gruene-sg.ch
		Samstag, 27.4. 8:00 bis 12:00 Uhr  
  Velo-Flohmarkt Wil, Rathaus
		Samstag, 27.4. 10:00 bis 14:00 Uhr  
  HV GRÜNE Kanton SG, im St.Leonhard 
  schulhaus Nähe HB
		Freitag, 10.5. 19:00 Uhr HV GRÜNE prowil,  
  Hof zu Wil
		Montag, 20.5. 19:00 bis 20:30 Uhr  
  HV GRÜNE Stadt & Region St.Gallen, 
  Projektwerkstatt, Güterbahnhofstr. 6
	
Thurgau 
www.gruene-tg.ch
		Samstag, 23.3. 10:00 Uhr Ausstellung  
  Food Revolution 5.0, Gewerbemuseum 
   Winterthur
		Dienstag , 26.3. 19:20 Uhr MV GRÜNE TG,  
  Haus Trösch, Kreuzlingen
		Sonntag , 12.5. 10:30 Uhr Film-Matinee, 
  Villa Sutter, Münchwilen
		Montag, 17.6. 19:00 Uhr Treff der  
  Grünen Frauen
		Samstag, 22.6. 10:00 Uhr Neophytentag,  
  Bezirk Münchwilen

Ostschweiz und National
		Samstag, 30.3. Rhetorik-Workshop 
  www.gruene-sg.ch/rhetorik-workshop
		Samstag, 6.4. DV GRÜNE CH in Sierre
		Samstag, 22.4. Bodensee-Friedensweg  
  in Konstanz und Kreuzlingen 
  www.bodensee-friedensweg.org
		Freitag, 14.6. Nationaler Frauenstreik  
  www.frauen-streiken.ch

AGENDA OSTGRÜN

GRÜNE FRAUEN MOBILISIEREN

IM THURGAU UND ST.GALLEN

ANSCHLUSS FINDEN
OSTGRÜNE:

Kantonalparteien
	GRÜNE Glarus 

Ennetbühlerstr. 3
 8755 Ennenda 

www.gruene-gl.ch 
sekretariat@gruene-gl.ch 

	VERDA Graubünden 
Nicolas Zogg, Davos Cresta 4 
7412 Scharans 
077 436 00 44 
www.verda-gr.ch 
info@verda.gr 

	GRÜNE St.Gallen 
Postfach 207

 9004 St.Gallen 
071 577 16 64 
www.gruene-sg.ch

 info@gruene-sg.ch
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Agenda / Kontakte

	GRÜNE Thurgau 
Barbara Imholz, Aspenstr. 6 
8580 Sommeri 
071 410 06 01 
www.gruene-tg.ch 
sekretariat@gruene-tg.ch

OSTGRÜN, Redaktion und Inserate
	Kurt Egger, Präsident GRÜNE TG 

079 207 84 37
 kurt.egger@gruene-tg.ch

	Thomas Schwager, Präsident GRÜNE SG 
076 456 25 15

 thomas.schwager@gruene-sg.ch

Redaktionsschluss Ausgabe 2/19  
1. Juni 2019

Sieben aktive Frauen gründeten am 23. 
Februar die «Grünen Frauen Thurgau». 
Die neue Gruppierung wird Grüne 
Themen aus Frauensicht und Frau-
enanliegen stärker in die öffentliche 
Diskussion einbringen. Co-Leiterinnen 
sind Heidi Heine und Brigitta Engeli.

Bild v.l.n.r.: Caroline Liechti, Bichelsee; Heidi 
Heine, Arbon; Sandra Reinhart, Amriswil; 
Brigitta Engeli, Kreuzlingen; Brigitta 
Hartmann, Weinfelden; Leslie Piatti, Arbon; 
Seraina Lansel, Ettenhausen

Auch im Kanton St.Gallen wird die 
Gründung einer grünen Frauengruppe 
vorangetrieben. Sie will sich bis zur 
Hauptversammlung vom 27. April kon-
stituieren. Interessentinnen können 
sich melden bei frauen@gruene-sg.ch.

Frauensteik am 14. Juni
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit? Noch 
immer nicht! Nach wie vor liegen die 
Lohnunterschiede zwischen 12 und  
20%. Frauen erledigen noch immer 2/3  
der unbezahlten Arbeit. Darum am  
14. Juni auf zum Frauenstreik! 

Mehr unter www.frauen-streiken.ch




